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10/01 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG);
40/01 Verwaltungsverfahren;

66/01 Allgemeines Sozialversicherungsgesetz;
Norm

ASVG;

B-VG Art133 Abs4;

VwWGbk-UG 2013 §4 Abs5;
1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
7. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
Betreff

Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatsprasident Dr. Waldstatten sowie den Hofrat
Dr. Strohmayer als Richter und die Hofratin Mag. Rossmeisel als Richterin, im Beisein des Schriftfihrers Mag. Berthou,
in der Revisionssache des R B in P, vertreten durch die Themmer, Toth & Partner Rechtsanwalte OG in 1010 Wien,
BiberstraBe 15, gegen den Bescheid des Unabhangigen Verwaltungssenates Wien vom 4. Dezember 2013, ZI. UVS-
07/A/6/6047/2012-16, betreffend Bestrafung nach dem ASVG (weitere Partei: Bundesminister fur Arbeit, Soziales und
Konsumentenschutz), den Beschluss gefasst:

Spruch
Die Revision wird zurtickgewiesen.
Begriundung

§ 4 VwGbk-UG lautet (auszugsweise): Paragraph 4, VwGbk-UG lautet (auszugsweise):
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"Verwaltungsgerichtshof

8 4. (1) Ist ein Bescheid, gegen den eine Beschwerde gemal Art. 130 Abs. 1 lit. a B-VG in der bis zum Ablauf des
31. Dezember 2013 geltenden Fassung beim Verwaltungsgerichtshof zulassig ist, vor Ablauf des 31. Dezember 2013
erlassen worden, lauft die Beschwerdefrist mit Ende des 31. Dezember 2013 noch und wurde gegen diesen Bescheid
nicht bereits bis zum Ablauf des 31. Dezember 2013 Beschwerde beim Verwaltungsgerichtshof erhoben, so kann gegen
ihn vom 1. Janner bis zum Ablauf des 12. Februar 2014 in sinngemafer Anwendung des Art. 133 Abs. 1 Z 1 B-VG
Revision beim Verwaltungsgerichtshof erhoben werden. ..Paragraph 4, (1) Ist ein Bescheid, gegen den eine
Beschwerde gemal3 Artikel 130, Absatz eins, Litera a, B-VG in der bis zum Ablauf des 31. Dezember 2013 geltenden
Fassung beim Verwaltungsgerichtshof zuldssig ist, vor Ablauf des 31. Dezember 2013 erlassen worden, l3uft die
Beschwerdefrist mit Ende des 31. Dezember 2013 noch und wurde gegen diesen Bescheid nicht bereits bis zum Ablauf
des 31. Dezember 2013 Beschwerde beim Verwaltungsgerichtshof erhoben, so kann gegen ihn vom 1. Janner bis zum
Ablauf des 12. Februar 2014 in sinngemal3er Anwendung des Artikel 133, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG Revision beim
Verwaltungsgerichtshof erhoben werden. ...

1. (5)Absatz 5,Die Revision gemaf den Abs. 1 bis 3 ist unmittelbar beim Verwaltungsgerichtshof einzubringen. Die
Revision gegen den Bescheid einer unabhangigen Verwaltungsbehorde oder einer Behdrde gemaR Art. 20 Abs. 2
Z 2 oder 3 B-VG in der bis zum Ablauf des 31. Dezember 2013 geltenden Fassung ist unzuldssig, wenn die
Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht vorliegen. Eine solche Revision hat gesondert die Grinde zu
enthalten, warum die Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG vorliegen. Ob eine solche Revision gemaf3
Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist, ist vom Verwaltungsgerichtshof zu beurteilen. Fir die Behandlung der Revision
gelten die Bestimmungen des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 - VWGG, BGBI. Nr. 10/1985, in der bis zum
Ablauf des 31. Dezember 2013 geltenden Fassung sinngemal mit der MaRgabe, dass statt der Ablehnung der
Beschwerde gemal? § 33a VWGG in der bis zum Ablauf des 31. Dezember 2013 geltenden Fassung die Revision als
unzuldssig zurtickgewiesen werden kann. FUr Revisionen gegen Bescheide anderer als der im zweiten Satz
genannten Verwaltungsbehdrden gelten die Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht.Die Revision gemaf3
den Absatz eins, bis 3 ist unmittelbar beim Verwaltungsgerichtshof einzubringen. Die Revision gegen den
Bescheid einer unabhangigen Verwaltungsbehdrde oder einer Behérde gemal Artikel 20, Absatz 2, Ziffer 2,
oder 3 B-VG in der bis zum Ablauf des 31. Dezember 2013 geltenden Fassung ist unzuldssig, wenn die
Voraussetzungen des Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht vorliegen. Eine solche Revision hat gesondert die Grinde
zu enthalten, warum die Voraussetzungen des Artikel 133, Absatz 4, B-VG vorliegen. Ob eine solche Revision
gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist, ist vom Verwaltungsgerichtshof zu beurteilen. Fir die Behandlung
der Revision gelten die Bestimmungen des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 - VWGG,

Bundesgesetzblatt Nr. 10 aus 1985,, in der bis zum Ablauf des 31. Dezember 2013 geltenden Fassung sinngemaf3
mit der MaRRgabe, dass statt der Ablehnung der Beschwerde gemaR Paragraph 33 a, VWGG in der bis zum Ablauf
des 31. Dezember 2013 geltenden Fassung die Revision als unzulassig zurtickgewiesen werden kann. Fir
Revisionen gegen Bescheide anderer als der im zweiten Satz genannten Verwaltungsbehdrden gelten die
Voraussetzungen des Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht.

In der vorliegenden Revision wird der 18. Dezember 2013 als Zustelldatum des angefochtenen Bescheides genannt, die
Beschwerdefrist war daher am 31. Dezember 2013 noch nicht abgelaufen. Die Zuldssigkeit der Revision bestimmt sich
demnach gemaR § 4 Abs. 5 VwGbk-UG in Verbindung mit Art. 133 Abs. 4 B-VG.In der vorliegenden Revision wird der
18. Dezember 2013 als Zustelldatum des angefochtenen Bescheides genannt, die Beschwerdefrist war daher am
31. Dezember 2013 noch nicht abgelaufen. Die Zulassigkeit der Revision bestimmt sich demnach gemal3 Paragraph 4,
Absatz 5, VwGbk-UG in Verbindung mit Artikel 133, Absatz 4, B-VG.

Gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG ist die Revision dann zuldssig, wenn sie von der Lésung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu l6sende Rechtsfrage in der
bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.GemaR Artikel 133,
Absatz 4, B-VG ist die Revision dann zuldssig, wenn sie von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche
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Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes
abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu |6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Die belangte Behdrde ist im angefochtenen Bescheid nicht von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes
abgewichen (vgl. zu den mal3geblichen Gesichtspunkten das hg. Erkenntnis vom 21. Dezember 2011, ZI. 2010/08/0129).
In der vorliegenden Revision werden keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinne des Art. 133 Abs. 4 B-VG
grundsatzliche Bedeutung zukdme: In der Revision findet sich keine Auseinandersetzung mit den im Revisionsfall
anstehenden Rechtsfragen das ASVG betreffend. Ausfihrungen zum Auslanderbeschaftigungsgesetz waren vorliegend
nicht von Bedeutung.Die belangte Behdrde ist im angefochtenen Bescheid nicht von der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes abgewichen vergleiche zu den maligeblichen Gesichtspunkten das hg. Erkenntnis vom
21. Dezember 2011, ZI. 2010/08/0129). In der vorliegenden Revision werden keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im
Sinne des Artikel 133, Absatz 4, B-VG grundsatzliche Bedeutung zukame: In der Revision findet sich keine
Auseinandersetzung mit den im Revisionsfall anstehenden Rechtsfragen das ASVG betreffend. Ausfiihrungen zum
Auslénderbeschaftigungsgesetz waren vorliegend nicht von Bedeutung.

Der Verwaltungsgerichtshof hat daher beschlossen, die Revision gemaR § 4 Abs. 5 VwGbk-UG zuriickzuweisen.Der
Verwaltungsgerichtshof hat daher beschlossen, die Revision gemaR Paragraph 4, Absatz 5, VwGbk-UG zuriickzuweisen.
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